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Die von Jahr zu Jahr ſich verſchärfende nationale Gefahr der 
Landflucht, die Abwanderung der leiſtungsfähigen ländlichen Arbeiter nach 
der Stadt, die ſteigende Belaſtung der ländlichen Gemeinden, die Anhäufung 
des beſchäftigungsloſen Proletariats in den Großſtädten und die Poloniſierung 
des weſtfäliſchen Bergwerksbezirkes ſind in den nationalen Kreiſen längſt 
als eine der ernſteſten Fragen unſerer deutſchen Zulunft erkannt worden. 
Aber leider bewegt ſich die Erörterung dieſer Frage noch immer in Geleiſen, 
die fernab vom Ziele führen und auf Tendenzen zurückzuführen ſind, die 
in höchſt bedauerlicher Weiſe in dieſe Frage hineingetragen ſind. Insbeſondere 
trägt hieran die Schuld die meines Erachtens alle Thatſachen auf den Kopf 
ſtellende Darſtellung, die Profeſſor Max Weber bei ſeiner Bearbeitung der 
vom Verein für Sozialpolitik 1891/92 erlaſſenen „Enquste“ im 55. Bande 
der Schriften des Vereins für Sozialpolitik gegeben hat, und der er auch 
auf dem Alldeutſchen Verbandstage zu Berlin im Jahre 1893 einen mehr 
lebhaften als begründeten Ausdruck gegeben hat. Da dieſe Weber'ſchen 
Grundanſchauungen in vielen ſonſt wohlmeinenden und aufrichtig vaterländiſch 
denkenden Kreiſen noch immer ihre Wirkung äußern, ſo erſcheint es mir 
dringend notwendig. hier zunächſt einmal die Weber'ſche Auffaſſung in 
Kürze zu kennzeichnen. Gleich ſeinem Mitarbeiter Knapp vertritt Weber 
die Auffaſſung, daß der oſtelbiſche Gutsherr dem ruſſiſch-polniſchen Arbeiter 
wegen deſſen geringeren Lohnanſpruches den Vorzug gebe, daß dieſer 
Ausländer deshalb den beſſer lebenden deutſchen Arbeiter verdränge oder 
zu niedrigerer Lebenshaltung herabdrücke. In dem Berichte auf dem All⸗ 
deutſchen Verbandstage wurde dieſe Auffaſſung begründet mit dem Hinweiſe 
auf die Zurückdrängung des Körnerbaues, die Einführung der Dreſch⸗ 
maſchinen und die Ueberführung der Arbeiter von eigener kleiner Selbſt⸗ 
wirtſchaft zum یو بای‎ in Geldlohnempfang, welch letzteres nicht 
nur von dem Gutsherrn, ſondern auch von den Arbeitern für vorteilhaft 
erachtet wurde. Daher die Aufgabe des alten Inſtenverhältniſſes gegen 
das Deputat⸗ und Barlohnverhältnis. Dies habe zur Folge, daß ſowohl 
die Arbeiter zu einer gleichartigen, proletariſchen Klaſſe herabſinken, als 
andererſeits ſich die Grundherrn zu einer gleichartigen Unternehmerklaſſe 
ausbilden. Mit dieſer Ausbildung der Klaſſenherrſchaft ſei aber auch der 
Klaſſenkampf ausgebildet, und da die Landflucht das einzige Kampfmittel 
der Landarbeiter darſtelle, ſo machen ſie von dieſem rückſichtslos Gebrauch. 
Da es dieſem Kampfe ganz an der Möglichkeit fittlichen Durchdringens 
persönlicher Beziehungen fehle, die die alte Feudalherrſchaft immerhin auf⸗ 
wies, ſo habe für die Arbeiterſchaft die Aufhebung der bisherigen Arbeits⸗ 
verfaſſung zu einer ſchweren Schädigung ihres Nahrungsſtandes geführt. 
An Stelle einer von Getreide, Milch und Fleiſch ſich ernährenden ländlichen 
Bevölkerung ſei ein Kartoffeln eſſendes und Kartoffel⸗Spiritus trinkendes 
Proletariat getreten. Der Uebergang zum Hackfruchtbau habe dies inſofern 
noch verſchlimmert, als er den Bedarf an vorübergehenden Arbeitern erhöhte, 
wegen der Einführung der Maſchinen dagegen den Bedarf an ſtändigen 
Arbeitern verringerte. Dies habe die Ausländer in das Land geführt, die 
dem Gutsherrn ſchon deswegen lieber geweſen ſeien, als die einheimiſchen 


Arbeiter, weil fie bei ihrer dürftigen äußeren Lage ganz ſeiner Willkür 
preisgegeben ſeien. De jet der landwirtſchaftliche Großbetrieb des Oſtens 
ganz ebenſo wie in Oeſterreich der ſchlimmſte Feind der Nationalität und 
der größte Beförderer der Poloniſation geworden. 

Die frühere patriarchaliſche Arbeitsverfaſſung habe den Nahrungs- 
ſtand der ländlichen Arbeiterſchaft und ihre ſoldatiſche Tüchtigkeit bewahrt, 
die jetzigen kapitaliſtiſch organiſierten Großbetriebe aber ruinieren den 
Nahrungsſtand, die Nationalität und die Wehrkraft des deutſchen Oſtens. 
An einem ſolchen Grundbeſitzerſtande habe der Staat ſelbſtverſtändlich nicht 
das geringſte Intereſſe mehr. Wenn ſie nicht exiſtieren können, ſo gehöre 
ihnen der Hals umgedreht. 

Schon bei dem damaligen Alldeutſchen Verbandstage bin ich dieſer 
Weber'ſchen Auffaſſung mit dem Hinweiſe entgegengetreten, daß der Träger 
der Kultur in der Oſtmark das deutſche Gut ſei und bleibe, und 
daß Herrn Weber's ganze Auffaſſung nicht nur auf einer vollſtändigen 
geſchichtlichen Verkennung des Entwickelungsganges der öſtlichen Land— 
arbeiterfrage, ſondern insbeſondere auch auf einer erſtaunlichen Verkennung 
der ſozialen Aufgaben des Großgrundbeſitzes überhaupt beruhe. Nach 
Weber ſoll der Gutsherr der früheren Zeit eine ganz andere und zwar ſehr 
viel humanere, geiſtige Verfaſſung gezeigt haben, als der der Gegenwart. 
Aus dem behaglich in ſeinem Herrſchaftsbezirke ohne beſondere Entwickelung 
des Erwerbsſinnes dahin lebenden Landjunker hat ſich nach Weber's Anſicht 
ein dem reinen Ertrage nachjagender Ausbeuter und Unternehmer entwickelt. 
Man pflegt derartigen Lobpreiſungen der Vergangenheit ſonſt in national- 
ſozialen Darſtellungen nicht zu begegnen, namentlich nicht bei der Beurteilung 
des Urſprungs der Hörigkeit. Sollte es wirklich dem Geſetze der Entwickelungs— 
lehre entſprechen, daß eine ſeit Jahrhunderten herrſchende Herrenklaſſe ſich 
niemals um ihre wirtſchaftlichen Intereſſen bekümmert habe? Und will in 
Wirklichkeit Herr Weber uns einreden, daß der landwirtſchaftliche Groß— 
betrieb des Oſtens erſt ſeit dem Uebergange des Körnerbaues zum Hack— 
fruchtbau den Charakter der großkapitaliſtiſchen Unternehmung angenommen 
habe? Selbſt das mittlere Bauerngut hat doch zu den Zeiten des reinen 
Körnerbaues bereits dieſen Charakter in vorherrſchender Weiſe aufgewieſen. 
Thatſächlich beherrſchen vor wie nach die Geſichtspunkte des Erwerbes das 
geſamte Leben der landwirtſchaftlichen Provinzen, und ein guter Teil der 
gerade dieſen Provinzen eigenen Disziplin iſt auf den als Unternehmertum 
ſich kennzeichnenden Wirtſchaftsbetrieb zurückzuführen. 

Gerade in dieſer Disziplin und in der Fähigkeit, mit den Fortſchritten 
der Wiſſenſchaft Schritt zu halten, den immer verwickelter werdenden 
wirtſchaftspolitiſchen und kaufmänniſchen Anſprüchen der Neuzeit gerecht zu 
werden, iſt aber der Großgrundbeſitz für die öſtlichen Provinzen als führende 
Gruppe des landwirtſchaftlichen Gewerbes geradezu unentbehrlich. Ganz 
abgeſehen davon, daß auf dem Gebiete der Selbſtverwaltung die aus dem 
Großgrundbeſitz ſich ergebenden Kräfte ganz unerſetzbar erſcheinen, würde 
ſchon aus rein techniſchen Geſichtspunkten das Verſchwinden dieſes Groß⸗ 
grundbeſitzes den Niedergang des landwirtſchaftlichen Gewerbes als ſolchen 
unweigerlich nach ſich ziehen. 

Ebenſo falſch wie Weber's Auffaſſung von den ſozialen Aufgaben des 
Großgrundbeſitzes iſt ſeine Beurteilung des noch heute trotz aller Ruſſen 
und Galizier in der Oſtmark obwaltenden Arbeitsverhältniſſes. Mit vollſter 
Entſchiedenheit ift der Auffaſſung zu widerſprechen, — die Verhandlungen der 
Landwirtſchaftskammern und landwirtſchaftlichen Vereine, die zu dieſer Frage 
gehaltenen Parlaments-Reden, die ganze einſchlägige. umfangreiche Litteratur. 


Jind ein einziger fortlaufender Beweis gegen jene Auffaſſung! — als ob die 
Aufhebung der Seßhaftigkeit der Landarbeiter, die Umwandlung des Inſten⸗ 
verhältniſſes in ein Deputat⸗ oder reines Lohnverhältnis, von den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmern als in ihrem Intereſſe liegend erachtet werde. Im 
Gegenteil iſt man ſich in dieſen Kreiſen widerſpruchslos darüber klar, daß neben 
den üblen Begleiterſcheinungen der Freizügigkeit — Laſten der nach dem 
Unterſtützung-Wohnſitz⸗Geſetz den armen ländlichen Gemeinden verbleibenden 
Alters⸗ und Invaliden -Fürſorge, Er iehungskoſten der nach erfüllter 
Schulpflicht abwandernden Jugend, Fürsorge für die vor Erwerb eines 
neuen Unterſtützungswohnſitzes zurückkehrenden betrogenen Mädchen und 
ihre außerehelichen Kinder, Strafloſigkeit des Kontraktbruches u. a. m. — 
nichts ſo ſehr die ſittlichen und wirtſchaftlichen Grundlagen der Land— 
Arbeiterſchaft erſchüttert habe, als der Uebergang von der Naturalwirtſchaft 
zur reinen Geldlöhnung, den die mancheſterliche Anſchauung der Freihandels⸗ 
zeit uns gebracht hat. Allgemein wird in landwirtſchaftlichen Kreiſen die 
Thatſache bedauert, daß ſeitens eines großen Teiles der Bevölkerung die 
Kaufkraft der ſtädtiſchen Löhne auf Soften der im Deputat-Verhältnis und 
namentlich im alten Inſtenverhältnis gegebenen Naturalleiſtungen weit 
überſchätzt wird). Der verhängnisvolle Irrtum der Abwandernden beſteht 
zumeiſt darin, daß ſie den Barerlös, der doch nur den geringſten Teil ihres 
ländlichen Einkommens darſtellt, in Vergleich ſtellen mit dem für ſie 
verlockend hohen Bareinkommen in ſtädtiſchen Verhältniſſen. Die Enttäuschung 
ſtellt ſich meiſtens zu ſpät ein, wenn die Frauen nämlich erkannt haben, daß 
von dieſen ſo verlockend hoch erſcheinenden Löhnen nur herzlich wenig für des 
Leibes Nahrung und Notdurft übrig bleibt, nachdem die ſtädtiſche Wohnung, 
das Brennmaterial u. f. w. bezahlt find. Sehr zutreffend wies diesbezüglich 
der Abgeordnete Stöcker in der Sitzung des Reichstages vom 14. 11. 1900 
darauf hin, daß ſelbſt in den von der Berliner Inneren Miſſion zur 
Linderung der Wohnungsnot gebauten Häuſern der Arbeiter den vierten 
Teil ſeines Lohnes verwohne; und der Sozialiſt Rosman erklärte in der 
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Wohnung behaglich und geſund wohnte. Leider finden in den ſeltenſten 
Fällen die abwandernden Familien den Mut, in die geſünderen, ländlichen 
Verhältniſſe zurückzukehren. Ammon hat Recht, wenn er ſagt, das ſtädtiſche 
Leben wirke auf die Arbeiter wie Alkohol. Seitens der Gutsbeſitzer iſt 
dies längſt mit großem Bedauern erkannt. Ebenſo iſt man ſich in dieſen 
Kreiſen vollkommen über die eigentliche Fehlerquelle in der 
ganzen Landarbeiterfrage klar. Ich kenne eigentlich keine geſchichtliche 
Abhandlung über dieſe Frage, die nicht mehr oder weniger ſcharf darauf 
hinwieſe, daß die Loslöſung des Landarbeiters von der Scholle, wie die 
Deklaration vom 29. Mai 1816 fie brachte, als die Quelle der Arbeiternot 
zu erkennen iſt. Gegenüber den national-ſozialen Doktrinären muß aber 
doch darauf hingewieſen werden, daß alle weiteren Entwickelungsſtufen in 
der Landflucht ſich als logiſche und unabwendbare Folge der Deklaration 
von 1816 erwieſen haben. Nachdem man dem Arbeiter das freie Bers 
fügungsrecht über ſeine Perſon und ſeine Arbeitskraft gegeben hatte, verſtand 
es ſich bei dem herrſchenden individualiſtiſchen Zuge ganz von ſelbſt, daß 
der Arbeiter beſtrebt war, ſeine frei gewordene Arbeitskraft gegen dasjenige 
Zahlungsmittel zu verwerten, in welchem er den vollkommenſten Ausdruck 
individueller Unabhängigkeit erkannte: nämlich Bargeld. Als dann das 
Einzugsgeld in die Städte fiel und mit der Errichtung des Deutſchen 
Reiches die Freizügigkeit eingeführt wurde, verſtand es ſich wiederum von ſelbſt, 
daß die Arbeiterſchaft dahin ſtrömte, wo ſie, nicht vom Standpunkte der 
Familie, der Gemeinde oder gar des Staatswohles aus ihr Daſein am 
ſicherſten begründete, ſondern vom rein individuellen Standpunkte aus 
ihre Arbeitskraft am höchſten beziffert fand. Daß das Spiel dieſer 
blinkenden Ziffern eine ebenſo große Enttäuſchung in ſozialer Beziehung 
in ſich barg, wie es letzten Endes eine Gefährdung des Staatswohles 
bedeutet, wurde nur von wenigen einſichtigen Arbeitern erkannt. 

Es iſt daher nichts falſcher, als wenn Herr Max Weber in der 
gekennzeichneten Weiſe die Landflucht als eine Folge der Heranziehung 
ruſſiſch⸗polniſcher Arbeiter darſtellt. Ich habe ihm ſchon damals auf dem 
Alldeutſchen Verbandstage entgegengehalten, daß man namentlich in Oſt— 
preußen ſich nur außerordentlich widerwillig zur Heranziehung ruſſiſch— 
polniſcher Arbeiter verſtanden hat. Denn im Gegenſatz zu der von Herrn 
Weber vertretenen Auffaſſung hat man aus der Praxis in den öſtlichen 
Provinzen erfahren, daß dieſe ausländiſchen Wanderarbeiter mehr als jede 
andere Arbeitergattung zum Kontraktbruch neigen, und daß ihre Arbeits— 
leiſtung ſich ſehr viel teurer ſtellt als die der einheimiſchen Arbeiter. Nun 
ſind es aber doch nicht nur die größeren Güter, welche von der Arbeiternot 
betroffen werden, ſondern ſehr viel mehr noch als dieſe leidet der mittlere 
und kleinere Beſitz. Der Bauer der reindeutſchen Gegenden, wie z. B. im 
Ermlande und Samlande, in Nathangen, Pommern, Mecklenburg u. a. m., 
iſt ja ganz außer ſtande, mit dem fremden Volke auszukommen. Er kann 
ſich weder mit dieſem verſtändigen, noch iſt er in der Lage, es an ſeinen 
Tiſch zu nehmen, wie er das ſonſt mit den Knechten von der eigenen Volksart 
gewohnt war. Nur die äußere Not hat überhaupt die Landwirte des 
Oſtens dazu bewegen können, zu dem in jeder Beziehung fragwürdigen 
Erſatze der ausländiſchen Arbeiter zu greifen. 

Die national-ſozialen Theoretiker ſtellen aber nicht nur die Gründe, 
ſondern auch den äußeren Verlauf des ganzen Wanderungsprozeſſes verkehrt 
dar, wenn ſie von einer Verdrängung des deutſchen Arbeiters durch aus⸗ 
ländiſche Polen ſprechen. In Wirklichkeit hat ſich die Entwickelung vielmehr 
10 abgeſpielt, daß die ſchnelle Induſtrialiſierung des Weſtens die Ländliche 


Arbeiterſchaft der nächſtgelegenen Bezirke anſog. Die dortige Landwirtſchaft 
ſah ſich daher gezwungen, ſich nach Arbeitererſatz öſtlich der Elbe umzuſehen. 
So wurde die urſprünglich ſich nur auf die Rübengegenden richtende 
Sachſengängerei verallgemeinert zu einer Abwanderung der oſtelbiſchen 
Landarbeiter auf die mitteldeutſchen und weſtdeutſchen Güter. Sehr bald 
aber genügten der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie auch die ländlichen 
Arbeiter ihrer Gegend nicht mehr, ſie ſah ſich daher zur unmittelbaren Ein⸗ 
führung von oſtelbiſchen Arbeitern gezwungen. Die neueren Erhebungen 
laſſen es ja außer allem Zweifel erſcheinen, daß die Poloniſierung weiter 
Bezirke Weſtfalens auf derartige direkte Einführung polniſch redender 
Arbeiter zurückzuführen iſt. Was blieb denn bei dieſer Sachlage der oſt⸗ 
elbiſchen Landwirtſchaft übrig, als auch ihrerſeits Arbeiter daher kommen 
zu laſſen, wo die einzige Quelle an Bevölkerungs⸗Ueberſchuß für fie noch gegeben 
war, nämlich aus ihren nächſten Hinterländern: Ruſſiſch⸗Polen und Galizien? 

Zu welcher Erſchütterung unſeres nationalen Beſitzſtandes dieſe 
ſchleichende Völkerwanderung führt, kommt allmählich auch den Ferner⸗ 
ſtehenden zum Bewußtſein. Seit Jahren bemühen ſich ernſte Vaterlands⸗ 
freunde, die öffentliche Aufmerkſamkeit auf dieſe ſchwere Gefahr zu lenken. 
Noch in jüngſter Zeit ſind einige Veröffentlichungen erfolgt, die jede für 
ſich ernſte Beachtung verdienen. Die ungeheure Bedeutung der Landflucht 
für die Wehrkraft unſeres Vaterlandes iſt noch kürzlich von dem General der 
Infanterie z. D. v. Blume in den Preußiſchen Jahrbüchern dargelegt 
worden. Wer mit dieſem hervorragenden Kenner in der Ueberzeugung 
übereinſtimmt, daß die ſchnelle Entvöllerung des Landes „die Zukunft der 
deutſchen Nation einem trügeriſchen ſchnell vergänglichen Glanze der Gegenwart 
opfern“ würde, der ſollte doch ohne Rückſicht der Parteiſtellung mit uns bemüht 
ſein, die Frage etwas ernſter und tiefer aufzufaſſen, als es der herkömmlichen 
Schablone einer leider ſehr beliebt gewordenen Vereinsmeierei entſpricht. 

Wie furchtbar die Schädigung der Volkskraft in unſerer Oſtmark 
zurückwirkt auf deren wirtſchaftliche Lebensfähigleit, haben die 
Ergebniſſe der neueren Berufsſtatiſtik erwieſen. Das Geſamtbild ſtellt fi, 
wenn man die Ergebniſſe der Berufsſtatiſtik mit jenen der Bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtik vergleicht, jo, daß trotz des Geburten-Ueberſchuſſes der öſtlichen 
Provinzen deren Bevölkerung ſchon in der Zeit von 1885 bis 1895 kaum 
gewachſen, in Oſtpreußen ſogar recht bedeutend zurückgegangen iſt. Es 
ergab ſich darnach ſchon in jenem Jahrzehnt ein Bevölkerungsverluſt durch 
Abwanderung von ca. 14%, der bei den Landarbeitern erheblich höher zu 
veranſchlagen iſt, da bei dieſen nicht nur die Abwanderung in fremde 
Provinzen, ſondern auch der Zuzug in die größeren Städte der eigenen 
Provinz in Betracht kommt. Unzweifelhaft hat / bis / der Landarbeiter 
aus den vier öſtlichen preußiſchen Provinzen ſchon in dem genannten Jahrzehnt 
den Wanderſtab ergriffen und iff nur teilweiſe durch den ländlichen Nach⸗ 
wuchs erſetzt worden, denn auch der größte Teil dieſes Nachwuchſes folgt 
dem von den älteren Brüdern und Schweſtern gegebenen Beiſpiele. Daß 
dieſe Erklärung zutreffend iſt, beweiſt die amtliche Veröffentlichung, die 
über die Altersgliederung ſeit 1882 im deutſchen Reiche das Folgende jagt: 

„Für die Angeſtellten und Arbeiter ergiebt ſich eine Vermehrung in 
jeder Altersklaſſe für Induſtrie und Handel; in der Landwirtſchaft gilt 
dies nur für die Arbeiter unter 20 und über 70 Jahren und durchweg 
für die Angeſtellten, ſonſt ſind dagegen die landwirtſchaftlichen Arbeiter 
weniger geworden !).“ 


) Stat. d. D. R. N. F. III, S. 147. 


Mit dem ae 1895 aber, von dem an infolge der Syndikats⸗ 
bildungen und der ſteigenden Aufträge für Heer und Flotte u. a. m. der 
erſt jetzt abflauende induſtrielle Aufſchwung und damit eine erneute und 
verſtärkte Nachfrage nach Induſtriearbeitern einſetzte, hat ſich die Abwanderung 
noch ganz weſentlich verſchärft. In Oſtpreußen allein ſtieg ſie von 
49 181 Köpfen in 1895 auf 56801 Köpfe in 1897, und dem Anſcheine 
nach iſt dieſe Steigerung eine ſtetige bis zum Schluße des Jahrhunderts 
geblieben. Die Ergebniſſe der neueſten Volkszählung, bei der ja Sprache 
und Beruf beſſer als früher berückſichtigt ſind, werden uns zweifellos ein 
erſchreckendes ziffernmäßiges Bild bieten. Iſt es doch den Kennern der 
ländlichen Verhältniſſe bekannt, wie ſehr durch dieſe Abwanderung in den 
öſtlichen Provinzen der geſamte Betrieb der Landwirtſchaft in Frage 
geſtellt iſt. 

Wie ernſt die Gefahr einer vollſtändigen nationalen Veränderung 
unſeres Volkskörpers iſt, die durch dieſe von der neueren Geſetzgebung 
herbeigeführte und von der bisherigen Wirtſchaftspolitik begünſtigten 
Binnenwanderung bewirkt wird: dafür bieten einige neuerdings erfolgte 
Veröffentlichungen ſehr ſchwerwiegende Beweiſe. Allerdings wird man die 
volle Breite der Bewegung auch in dieſer Beziehung erſt nach den 
Ergebniſſen der Volkszählung überſehen können; aber für einzelne, beſonders 
bemerkenswerten Gegenden liegen die nötigen Erhebungen vor. Das 
Königl. Oberbergamt zu Dortmund hat nach Vereinbarung mit dem Verein 
für die bergbaulichen Intereſſen eine „Nachweiſung der Ausländer, der 
polniſch ſprechenden Inländer und der aus Ruſſiſch⸗Polen eingewanderten 
Bergarbeiter des Oberbergamtsbezirkes Dortmund nach der Erhebung vom 
16. Dezember 1897, ferner eine Zuſammenſtellung der auf den Vereins⸗ 
zechen am 1. Juli 1898 beſchäftigten Bergleute“ herausgegeben. Und der 
Gauverband Rhur und Lippe des Alldeutſchen Verbandes hat kürzlich eine 
Nachweiſung der auf den Bergwerken des Oberbergamtsbezirkes Dortmund 
am 31. Dezember 1898 beſchäftigten preußiſchen Polen veröffentlicht. 

Veranlaſſung zu dieſer ſehr dankenswerten Veröffentlichung dürften 
wohl in erſter Linie die Herner Krawalle gegeben haben, die es auch dem 
Blindeſten klar gemacht haben müſſen, wie wenig dieſe polniſchen Landes⸗ 
kinder, mit denen man in ihrer Heimat bis dahin vortrefflich fertig 
geworden war, geeignet erſchienen, die weſtfäliſchen Verhältniſſe zu 
verbeſſern — aus begreiflichen Gründen! Der Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
wird ſich der Leſer der im Verlage von J. F. Lehmann in München 
erſchienenen Schrift über „Die Polen im cheiniſch⸗weſtfallſchen Steinkohlen⸗ 
bezirke“ um ſo weniger entziehen können, als ein Blick auf die vom 
Herausgeber entworfene, ſehr anſchauliche Bevölkerungskarte des heutigen 
Weſtfalens ihm zeigt, daß das Revier Herne mit einer polniſchen Bevölkerung 
von 48—51 % noch keineswegs das am meiſten poloniſierte Gebiet darſtellt. 
Vielmehr find im Revier Gelſenkirchen bereits 57—58 / der Bevölkerung 
Polen. Die Schrift kommt zu dem Schluſſe, daß gegenwärtig rund eine 
viertel Million Poſen in dem weſtfäliſchen Steinkohlenbezirke wohnen. Ich 
fürchte, daß die Ergebniſſe der letzten Volkszählung ähnliche Verhältniſſe 
auch für andere, nicht bergbauliche, S eigen werden. 
Ungemein lehrreich iſt die Unterſuchung der genannten Schritt aber injofern, 
als das Anſchwellen der polniſchen Bevölkerung genau Schritt hält mit 
dem Ueberwuchern des Export⸗Induſtrialismus, das wir in der Zeit des 
nunmehr wohl überwundenen, in ſeinen höchſt bedauerlichen Folgen leider 
viel zu wenig erkannten „Aufſchwungs“ zu erkennen fache haben. Im 
Jahre 1890 gab es in Weſtfalen 9800 männliche, polniſche Arbeiter; die 


nächſten drei Jahre ſteigerten dieſe Zahl auf 17 919 und die nächſten vier 
Jahre brachten eine Verdoppelung, während die Belegſchaften ſämtlicher 
Zechen ſich nur um / vermehrt hatten. Das Jahr 1898 erhöhte die Zahl 
bereits auf 154 600 Köpfe einſchließlich der Familien, und bei der den 
genannten Werke zu grunde liegenden Zählung vom 1. Januar 1900 befanden 
ſich auf den Bergwerken des Oberbergamtsbezirkes Dortmund 69 379 Berg⸗ 
arbeiter aus den öſtlichen Provinzen. Rechnet man dazu mit dem Verfaſſer 
ca. 5000 in anderen weſtfäliſchen Induſtrieen beſchäftigte Polen, ſo kommt 
man einſchließlich der Familien auf die Geſamtziffer von mehr als einer 
viertel Million polniſch redenden Volkes im weſtfäliſchen Bezirke. 

In dankenswerter Schärfe ſetzt der Verfaſſer auseinander, wie ſehr 
dieſe zuwandernde polniſche Bevölkerung in ihrem Vereinsweſen organiſiert, 
mit Volksbüchereien verſehen iſt, wo ſie durch reichlichen Leſeſtoff und eine 
eigene Zeitung, den in Bochum erſcheinenden „Wiarus Polski“, bei der groß⸗ 
polniſchen Propaganda gehalten wird. Die rührige Thätigkeit der Sokol⸗ 
Vereine iſt in Weſtfalen nicht minder wirkſam, als etwa in der Provinz 
Poſen. Die Forderung nach polniſchen Seelſorgern ſpielt bei allen 
Verſammlungen neben der Forderung des polniſchen Religions⸗Unterrichtes 
in der Schule eine Hauptrolle. Das polniſche Wahl-Reglement für Weſtfalen 
und Rheinland läßt deutlich die großpolniſchen Beſtrebungen erkennen. 
Alles dies tritt, wie geſagt, in der Schrift mit dankenswerter Schärfe 
hervor und die als Anlage gegebene Liederſammlung, desgl. die Vereins⸗ 
ſtatiſtik beweiſt, daß die Verfaſſer über die für das Deutſchtum drohende 
Gefahr der großpolniſchen Bewegung ſich nicht der leiſeſten Täuſchung 
hingeben. Umſomehr hat es mein Erſtaunen erregt, daß die Schrift mit 
einem dieſen Thatſachen wenig entſprechenden Optimismus ſich von der 
Eindeutſchung dieſer einen viertel Million Polen Erfolg verſpricht. Der 
Verfaſſer ſteht dabei auf dem Standpunkte, daß das ſtärkere Volkstum das 
ſchwächere aufſaugt, und er geht dabei von der ihm ganz ſelbſtverſtändlich 
erſcheinenden Vorausſetzung aus, daß das deutſche Volkstum eben das 
ſtärkere ſei. 

Wenn man die Zerlaſſenheit des deutſchen Weſens und den großen 
Einfluß der Sozialdemokratie auf unſere Induſtrie⸗Arbeiterſchaft ins Auge 
faßt und damit die unverkennbare 1 وس‎ Steigerungsfähigkeit vergleicht, 
welche das noch vor 30 Jahren ſo bedauerlich unterſchätzte polniſche 
Proletariat in der Bildung eines polniſchen Mittelſtandes in den öſtlichen 
Provinzen bewieſen hat, ſo wird man der roſigen Auffaſſung bezüglich der 
Eindeutſchung der einwandernden Polen in Weſtfalen nicht beizupflichten 
vermögen. In der Verkennung dieſer ſeeliſchen Steigerungsmöglichkeit des 
Polentums ſcheint mir überhaupt eine der größten Fehlerquellen in der 
Beurteilung der ganzen Polenfrage zu liegen. Selbſt Fürſt Bismarck war, 
als er nach ſeiner Entlaſſung die Abordnung aus der Provinz Poſen 
empfing, die Thatſache noch vollkommen entgangen, daß ſich in den letzten 
Jahren ein ſehr ernſthaft aufſtrebendes polniſches Bürgertum heraus⸗ 
gebildet hatte. 


Es iſt ein geradezu verhänguißvoller Irrtum, das Slaventum für 
verbraucht zu halten. Im Gegenteile weiß es alle rein geiſtigen und 
wirtſchaftlichen Kräfte zu ſammeln unter den einen entſcheidenden Geſichts⸗ 
punkt ſeiner nationalen Zukunft. Und was ſeinem Volkscharakter an 
männlicher Straffheit abgeht, erſetzt ihm reichlich der Rückhalt an der 
zielbewußten Politik der Jeſuiten, in deren Leitung die oie Volksart 
eine unverkennbar große und gefahrbringende Zukunft hat. 


Wie wenig dagegen die von Schulweisheit und politiſchem Aber⸗ 
glauben durchſetzte deutſche Denkweiſe befähigt erſcheint, den gordiſchen 
Knoten der Polenfrage zu entwirren oder am Ende gar mit kühnem 
Schwerthieb zu durchſchlagen, beweiſt ein Blick auf den inneren Wider⸗ 
ſpruch in den Vorſchlägen, welche die landläufige öffentliche Meinung dazu 
zu äußern pflegt.“) 


II. 

Wer im vorigen Jahre die Verhandlungen des Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes über den Antrag Gamp mit Aufmerkſamkeit verfolgt 
hat, wird ſich darüber klar geworden ſein, wie mannigfach die Maßregeln 
ſind, die zur Linderung der Landflucht und damit der Polengefahr in 
Vorſchlag gebracht werden. Was aus dem anfangs des letzten Jahr⸗ 
hunderts herrſchenden mancheſterlichen Geiſte heraus auf dem Gebiete des 
Heimatrechtes und der Wirtſchaftspolitik, der Verwaltung, der Sozialpolitik 
und ſozialen Selbſthülfe verfehlt und verſehen worden iſt, wird eben nur 
äußerſt mühſam auf allen dieſen Gebieten einigermaßen wieder eingebracht 
werden können; und einen Erfolg wird man ſich nur verſprechen dürfen, 
wenn die Reichsregierung und die einzelnen Staatsregierungen unter dem 
Drucke immer bewußter hervortretender Forderungen des nationalen 
Gewiſſens zu einer Umkehr auf allen dieſen gekennzeichneten Gebieten 
gelangen werden. Nur in einheitlich gedachter und planmäßig durch— 
geführter Reform können die zahlreichen Uebelſtände beſeitigt werden, die 
alle miteinander aus einer und derſelben Fehlerquelle entſprungen ſind: 
daß man nämlich ſeit der Stein⸗Hardenberg'ſchen Geſetzgebung die Land⸗ 
arbeiterfrage lediglich vom Standpunkte des Arbeiters oder Arbeitgebers, 
nicht aber vom Standpunkte des Volkswohles aus beurteilt hat. 

Nicht darum kann und darf es ſich von unſerem Standpunkte aus 
handeln, den Landarbeiter wieder durch äußeren Zwang „an die Scholle 
zu feſſeln“, wohl aber darum, die ungebührliche An reizung zur Ab- 
wanderung zu beſeitigen und das Heimatgefühl im Landvolke 
zu ſtärken. 

Nicht darum handelt es ſich ferner, in dem Kampfe um die 
Arbeiterſchaft, der zwiſchen der Induſtrie und der Landwirtſchaft entbrannt 
iff, der einen oder der anderen Intereſſenten-Gruppe Vorſchub zu leijten, 
ſondern darum, der Verödung ganzer Provinzen entgegenzuwirken und 
zugleich der Ausbreitung des Volksgebietes der Polen mit rückſichtsloſer 
Entſchloſſenheit die nötigen Grenzen zu ziehen. 

Leider iſt die öffentliche Behandlung der Frage in den weitaus 
meiſten Fällen weit entfernt von dieſer meines Erachtens allein richtigen 
Stellungnahme. Faſſen wir zunächſt einmal die poſitiven Vorſchläge ins 
Auge. die zur Seßhaftmachung der Landarbeiter aufgetaucht ſind. In 
erſter Reihe ſteht die Forderung der Beſiedelung der Oſtmark mit deutſchen 
Bauern, Kleinbauern und Eigenkäthnern. Gewiß wird jeder gut deutſch 
Denkende dem zuſtimmen. Es kann auch unter Wohlmeinenden kein 
Zweifel darüber herrſchen, daß dieſe Beſiedelung auf Koſten des jetzigen 
Großgrund-Beſitzes in zwiefacher Hinſicht anzuſtreben iſt: einmal durch 
Verminderung des polnischen Beſitzſtandes und zweitens durch Aufteilung 
des „in ſchwacher Hand“ befindlichen deutſchen Beſitzes bezw. Abverkauf 
einzelner Teile des letzteren. Es war deshalb mit beſonderer Freude zu 

) Bezüglich der Schwankungen der preußiſchen Polenpolitik ſiehe die Schrift 
des Generalleutnants z. D. von Boguslawski: 85 Jahre preußiſcher Regierungs 
politik in Poſen und Weſtpreußen von 1815 bis 1900. Verlag von Goſe & Tetzlaff, 
Berlin W. Preis 1.50 Mk. 


begrüßen, daß durch das Geſetz über die Gewährung des Zwiſchen-Kredites 
der freiwilligen Parzellierung unter Ausſchluß der immer bedenklich 
bleibenden Güterſchlächter⸗ und Parzellierungs⸗Banken freie Bahn eröffnet 
iſt. Allerdings ſollte man bei dieſen Maßregeln nicht ſtehen bleiben, 
ſondern dem Uebel durch Reform des Anerbenrechtes an die Wurzel gehen. 

Was ſoll man aber dazu jagen, wenn gerade Diejenigen Parteien, 
die neuerdings mit dem Anſpruch auf ein beſonderes Recht die Polenfrage 
als ihr eigenſtes Kampfroß tummeln, zwar der Schaffung eines unabhängigen 
deutſchen Bauernſtandes in den Oſtmarken das Wort reden, ſich aber 
hartnäckig weigern, die Uebelſtände in unſerer Heimatgeſetzgebung zu be⸗ 
ſeitigen, welche auch die Nachkommen der zu ſchaffenden freien Bauern zur 
Abwanderung in die Induſtrie-Centren veranlaſſen würden? Und was 
ſoll man ferner dazu jagen, wenn gerade dieſe Parteien fi) hartnäckig 
weigern, dem landwirtſchaftlichen Gewerbe, das doch die wirtſchaftliche 
Grundlage der deutſchen Beſiedelung bieten muß, durch einen genügenden 
Zollſchutz den Boden wiederzugeben, den die Politik Caprivis ihm entzogen 
hat? Täuſchen dieſe Herren ſich ſelbſt oder wollen ſie die Welt darüber 
täuſchen, daß mit ihrer Wirtſchaftspolitik die Erhaltung des Deutſchtums in 
der Oſtmark unvereinbar iſt? Wollen ſie ſich ſelbſt nicht darüber klar 
werden, oder wollen ſie nur die Welt nicht zu der klaren Erkenntnis 
gelangen laſſen, daß man nicht mancheſterlicher Politiker und Polenbekämpfer 
in einem Atemzuge ſein kann? 

Das ſollte ſich vor allem auch die preußiſche Regierung geſagt ſein 
laſſen, die neuerdings vor der „Gefahr eines preußiſchen Prag in Poſen“ 
warnen zu ſollen glaubt, aber in ihrer Wirtſchaftspolitik Stein um Stein 
zum Aufbau eines ſolchen polniſchen Prag herangetragen hat. Ich denke dabei 
in erſter Linie gar nicht an die Gründung einer techniſchen Hochſchule in 
Danzig, die dem polniſchen Mittelſtand gerade das bieten wird, was allein 
ihm bisher unter dem Schutze des ſchwarzen Adlers gefehlt hat: einen 
Sammelpunkt für die techniſch ſtudierende polniſche Jugend von diesſeits 
und jenſeits der preußiſchen Grenze,) — ſondern ich meine den vom grünen 
Tiſche aus neuerdings mit ſo beſonderer Vorliebe betriebenen Sport der 
Induſtrialiſierung des preußiſchen Oſtens, durch die man der Landflucht 
zu ſteuern ſucht. Wohl verſtanden: ſoweit es ſich dabei darum handelt, 
die im Lande vorhandenen Rohſtoffe mit den vorhandenen bezw. aus 
anderen Gegenden heranzuziehenden deutſchen Arbeitern zu verarbeiten, 
wird jeder Verſtändige ſolche Begründung öſtlicher Gewerbethätigkeit aufs 
wärmſte begrüßen und fördern müſſen! Etwas ganz und gar anderes iſt 
aber doch die Frage, ob es ſich als ein nationales Verdienſt darſtellt, z. B. 
in Danzig eine auf Darſtellung von Maſſen-Prozeſſen hinarbeitende Groß⸗ 
Induſtrie ins Leben zu rufen, die mit engliſcher Kohle, ſchwediſchen 
Erzen, polniſchen Arbeitern und den an der Danziger techniſchen Hoch- 
ſchule herangebildeten polniſchen Technikern Danzig zu dem machen wird, 
was es in den Wahnträumen der Sokol-Vereine und deren Liedern darſtellt: 
zu der „nordiſchen Hochburg und Seepforte des Polen von Meer zu Meer!“ 

Iſt man ſich denn noch immer nicht darüber klar geworden, daß 
gerade der fortſchreitende Arbeiterbedarf der Export-Induſtrie die Landflucht 
verſchuldet? Und da hofft man, das Übel auszurotten, indem man durch 
Großpäppelung neuer Induſtrieen im Oſten die Kraftquelle verſtopft, die 
bis dahin immer noch am ſtärkſten den Arbeiterbedarf der weſtlichen 
Induſtrie geſpeiſt hatte? 

) Wer mir das nicht glauben will, ſehe ſich nur die Verhätſchelung der 
Ausländer an anderen techniſchen Hochſchulen an! 


Der Erfolg würde lediglich der jein, daß das platte Land voll- 
ſtändig verödet und daß an Stelle des letzten Deutſchen das nachdringende 
Slaventum ſich breit macht. Man kann die Polengefahr nicht bekämpfen, 
wenn man ſich nicht ernſthaft dazu entſchließen kann, die Landwirtſchaft 
neben der Induſtrie als gleichberechtigten, ja in ihrer ſozial-politiſchen 
Bedeutung in erſter Reihe ſtehenden Faktor unſeres Erwerbslebens zu 
ſchützen, und zwar muß dieſer Schutz ſich nicht nur auf die Land⸗ 
wirtſchaft als Gewerbe, ſondern auch auf die Bauernſchaft und den 
Gutsbeſitzerſtand in ihren derzeitigen Vertretern erſtrecken. Ich glaube 
der Pflicht überhoben zu ſein, zu beweiſen, daß dieſer Gutsbeſitzer- und 
Bauernſtand ſo wie er mit allen ſeinen Vorzügen und Fehlern iſt, nicht 
durch Liebhaber⸗Landwirte aus Börſen- und Handelskreiſen erſetzt werden 
kann, ſo klug dieſe Herren im Beſitz ihres ererbten oder erheirateten 
Vermögens auch über die Landwirtſchaft und die mangelnde techniſche 
Bildung ihrer Gutsnachbarn zu reden lieben. 

Was nützen uns aber andererſeits alle mit noch ſo großen ſtaatlichen 
Mitteln angeſetzten Königsbauern, wenn das von ihnen eroberte Gebiet 
rings um ſie her aus den bisherigen Beſtänden wieder und immer 
entſchiedener verloren geht? Der nötige Schutz für die Erzeugniſſe 
der Lan dwirtſchaft und die Erhaltung des deutſchen Beſitzer— 
ſtandes durch ein den öſtlichen Verhältniſſen entſprechendes 
Anerben recht bilden deshalb neben der Fürſorge für die 
Landarbeit den Kern der ganzen Polenfrage. 

Die offiziöſe „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ brachte kürzlich 
(Nr. 282) einen ſehr wertvollen Beleg für die Richtigkeit dieſer An⸗ 
ſchauung. In einem Aufſatze, der die wirtſchaftliche Erſtarkung des preußiſchen 
Polentums ſehr richtig ſchilderte, wies ſie nach, wie die unfruchtbare Ver⸗ 
geudung ökonomiſcher Kraft, die als hauptſächliche Urſache der Lebens⸗ 
unfähigkeit des ehemaligen Königreichs Polen angeſehen wurde, einer zähen 
Arbeitsenergie der Polen und einem zielbewußten Vorwärtsſtreben ſowohl 
des Einzelnen als der in genoſſenſchaftlicher Zuſammenfaſſung ihrer Kraft 
erſtarkten Geſamtheit Platz gemacht habe. Als typiſches Beiſpiel hierfür 
führte der Verfaſſer die Verſchiebung des polniſchen und des deutſchen 
Kleingrundbeſitzes in der Provinz Poſen während der letzten Jahre an. 
Darnach ſind im Jahre 1897 übergegangen aus deutſcher in polniſche 
Hand: 1133 Beſitzungen mit 6693 Hektar, aus polniſcher in deutſche Hand 
dagegen nur 483 Beſitzungen mit 2979 Hektar; im Jahre 1898: aus 
deutſcher in polniſche Hand: 954 Beſitzungen mit 6190 Hektar; aus 
polniſcher in deutſche Hand: 598 Beſitzungen mit 3575 Hektar; im Jahre 
1899: aus deutſcher in polniſche Hand 879 Beſitzungen mit 6992 Hektar, 
aus polniſcher in deutſche 560 Beligungen mit 2735 Hektar. 

Der Verluſt der deutſchen Hand betrug demnach beim Kleingrundbeſitz: 

1897: 650 Beſitzungen mit 3714 Hektar 
1898: 356 2 eee 
1899: 318 2 „ 4257 
mithin innerhalb der drei 2 m ; 586 H : 
ae are: 1324 Beſitzungen mit 10586 Hektar. 

Bei dieſer Berechnung, welche nur die Beſitzungen umfaßt, deren 
Größe weniger als 200 Hektar beträgt, ſind Güter von einem Flächen⸗ 
inhalt von 200 Hektar und mehr, auch wenn ſie infolge von Parzellierun 
in den Kleingrundbeſitz übergegangen ſind, außer Betracht gelaſſen, ſo daß 
diejenigen ſchr zahlreichen bäuerlichen Beſitzungen, welche in den letzten 
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drei Jahren durch Parzellierung größerer Güter ſeitens der polniſchen 
Parzellierungsbanken neu entſtanden ſind, dem vorſtehend angegebenen 
Zuwachs an polniſchen und bäuerlichen Beſitzungen noch hinzugerechnet 
werden müſſen. 

Zwar find nun dieſen Verluſten die durch die Anſiedelungs⸗Kommiſſion 
und private Parzellierung neu gegründeten Bauernſtellen gegenüber zu 
halten. Aber wenn man erwägt, daß die geſamte in Weſtpreußen und 
Poſen von der Anſiedelungs-Kommiſſion angeſetzte Bauernſchaft ſich nur 
auf 24000 Köpfe beziffert, jo erkennt man, daß dies nur einen Tropfen 
auf einen heißen Stein bedeutet. 

So richtig nun die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ dieſes that⸗ 
ſächliche Ergebnis erkennt, ſo befremdlich iſt die von ihr gezeigte Verkennung 
der Urſache der gekennzeichneten Verſchiebung. Das offiziöſe Blatt 
ſchreibt nämlich; 

„Daß dieſer alte deutſche Beſtand zu einem erheblichen Bruchteil 
nicht mehr diejenige Kraft beſitzt, welche ihm zu eigen war, als er mit 
Axt und Pflugſchar aus dem Reiche herbeieilte, um inmitten einer polniſchen 
Umgebung deutſche Dörfer zu begründen, iſt leider eine nicht wegzuleugnende 
Thatſache. Mancherlei Gründe haben hierbei mitgewirkt, vor allem die 
Iſolierung, in welcher ſich ein großer Teil der deutſchen Kolonien befand. 
Dieſe mußte um ſo drückender empfunden werden, je kraftvoller ſich im 
Laufe der Jahre der polniſche Nachbar entwickelte, und je ſtärker der 
Anſturm deſſelben in wirtſchaftlicher und politiſcher Beziehung wurde. 
Hierdurch ging dem auf ſich angewieſenen, von der Heimat getrennten und 
außer Zuſammenhang mit derſelben lebenden Deutſchtum der Provinz 
vielfach die innere Feſtigkeit verloren, um ſich in ſeiner Eigenart und 
ſeinem Beſitze behaupten zu können. Zu einem nicht unbeträchtlichen Teile 
wurde der Deutſche von dem Polentum aufgeſogen; wo er ſich aber in 
ſeiner Nationalität erhalten hat, iſt er im Kampfe gegen die auf ihn 
hereinſtürmenden Gewalten erlahmt und ſucht ſich ſeines Beſitzes zu 
entäußern, um in der Heimat unter Deutſchen ein ruhigeres und behaglicheres 
Daſein führen zu können.“ 

Kann man mit weniger Worten eine vollſtändigere Verzeichnung 
des thatſächlichen Verlaufs geben? Wodurch verdrängt denn der Pole den 
Deutſchen? Doch nur dadurch, daß er den Beſitz erwirbt, auf dem der 
Deutſche ſich nicht mehr zu halten vermochte. Der Deutſche verkauft, weil 
er verkaufen muß, wenn er nicht noch das Letzte verlieren will, da 
das landwirtſchaftliche Gewerbe ſich nicht mehr rentiert. Er 
würde ja gern ſeine Scholle an einen Deutſchen verkaufen, aber 
es findet ſich kein deutſcher Käufer und ſo bleibt ihm nichts übrig, 
als an den Polen bezw. an die polniſche Bank zu verkaufen. Der 
Pole aber kann, wie ja auch Herr Profeſſor Max Weber zugiebt, da, 
wo der Deutſche nicht mehr ſein Auskommen findet, jih) durchhungern; 
findet er für ſein Getreide keinen anderen Markt mehr, ſo verwertet er es 
da, wo ſein Preis unbeeinflußt von allen Schwankungen des Weltmarktes 
bleibt: im eigenen Magen. 

Sieht man denn noch immer nicht ein, zu welcher Zerſtörung aller 
Grundlagen unſeres nationalen Lebens die bisherige Wirtſchaftspolitik führt? 
Graf Caprivi handelte doch wenigſtens folgerichtig, als er mit der linken 
Hand der polniſchen Wühlarbeit und mit der rechten Hand dem ruſſiſchen 
Roggen die Thüren öffnete. Die jetzige Politik aber, die mit dekorativem 
Beiwerk die Polen bekämpfen will, ohne ſich ernſthaft zur Aenderung 
unſerer Wirtſchaftspolitik, ja auch nur zur Anerkennung der eigentlichen 


Urſache des wirtſchaftlichen Krebsſchadens entſchließen zu können, iſt einfach 
— ſagen wir: widerſpruchsvoll. 

Daſſelbe gilt leider von der Beurteilung der ſtädtiſchen Bevölkerungs⸗ 
Verſchiebung. Auch bezüglich dieſer ſtellt die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ feſt, daß der deutſche Bürgerſtand durch den polniſchen verdrängt 
wird. Aber nirgends leſen wir eine offiziöſe Anerkennung der Thatſache, 
daß der Ruin des deutſchen Mittelſtandes durch die großkapitaliſtiſche 
Ausbeutung den Nährboden gebildet hat, auf dem das Polen-Proletariat 
ſich zu einem Bürgerſtande in die Höhe ſchmarotzern konnte. Und nirgends 
leſen wir einen Hinweis, daß gerade die kulturelle Arbeit des preußiſchen 
Staates an den Polen ihm von dieſen mit bitterem — faſt möchte man 
ſagen: verdientem — Undanke vergolten iſt. Ohne die Zulaſſung der 
Polen zu unſeren ſtaatlichen Lehranſtalten gäbe es heute keine polniſchen 
Arzte, Rechtsanwälte, Lehrer, Techniker und Handwerksmeiſter und damit 
keine weltlichen Führer der polniſchen Revolution. Die Forderungen, die 
aus dieſer Erkenntnis ſich ergeben, liegen doch wirklich auf der Hand: die 
preußiſchen Schulen werden von dem preußiſchen Volke nicht dazu unter⸗ 
halten, dem Polentum die geiſtigen Waffen gegen die deutſche Kultur und 
Vorherrſchaft zu liefern. Aber die Erfüllung der hieraus ſich ergebenden 
Forderungen würde freilich nicht zu den gewünſchten Zielen führen, wenn 
nicht gleichzeitig die geſunde wirtſchaftliche Grundlage des deutſchen 
Bürgerſtandes wiederhergeſtellt würde. 

Wie eingangs geſagt, läßt ſich der tief eingefreſſene politiſche Schaden 
nur beſeitigen, wenn auf allen wirtſchaftlichen, ſozialpolitiſchen und 
verwaltungsmäßigen Wegen das Ziel der Reform angeſtrebt wird. 

Auch in der Landarbeiterfrage bildet unſere Wirtſchaftspolitik inſofern 
den letzten entſcheidenden Kernpunkt, als nur durch Hebung des land- 
wirtſchaftlichen Gewerbes die Bauern und Gutsbeſitzer in den Stand 
geſetzt werden können, ihre Arbeiter dauernd auskömmlich zu entlöhnen. 
Im übrigen muß man aber im Auge behalten, daß von einer höheren 
Verwertung der Arbeitskraft im Induſtrielohne gegenüber dem ländlichen 
Deputatverhältniſſe durchſchnittlich gar nicht die Rede ſein kann, und daß 
die ganze Frage überhaupt für den einzelnen Landarbeiter 
gar nicht beſteht! Sie beſteht in bitterſtem Ernſte für die Landwirtſchaft 
als Gewerbe und für den Staat in ſozialer und politiſcher Beziehung, 
und ſie beſteht letzten Endes auch für die Geſamtheit der Arbeiterſchaft, 
der wahrlich kein guter Dienſt mit der übermäßigen Anſammlung von 
Arbeitern in den Induſtriebezirken erwieſen wird, in denen bei fallender 
Geſchäftslage dann Tauſende entlaſſen und brotlos werden, wie das jetzt 
wieder geſchieht. Sie beſteht endlich in bitterſtem Ernſte für die von 
den genannten üblen Folgen betroffenen Gemeinden. Lediglich vom Stand- 
punkte des Staatswohles aus darf daher die Frage angeſehen werden. 

In welchen Widerſpruch verrennt ſich aber auch in dieſer Beziehung 
die öffentliche Erörterung! Die Mehrzahl der Gebildeten in Deutſchland 
hält unverkennbar an der Forderung der unbedingten Freizügigkeit feſt. 
Sie fordert andererſeits, daß das deutſche Volksgebiet von fremdſprachlichen 
Eindringlingen frei gehalten werde. Die Unvereinbarkeit beider Forderungen 
ſpringt doch in die Augen! Wenn dem Weſten die Freizügigkeit recht iſt, 
ſo muß ſie dem Oſten billig ſein. Geſtattet man die Abwanderung der 
Oſtelbier, ſo muß man auch die Zuwanderung ruſſiſcher und öſterreichiſcher 
Arbeiter nach den Oſtprovinzen geſtatten. Es iſt doch ein unerlaubter 
Mangel an Folgerichtigkeit, den Erſatz abwandernder preußiſcher 
Polen durch zuwandernde ruſſiſche Polen als eine erſtklaſſige 


nationale Gefahr, die Verſlavung von Weſtfalen aber als eine 
harmloſe und durch Eindeutſchung verhältnismäßig ſchnell zu über⸗ 
windende vorübergehende Erſcheinung zu bezeichnen, wie das 
jetzt Mode geworden iſt. 

Die Verfaſſer der erwähnten Schrift des Alldeutſchen Verbandes 
ſind ſich hierüber augenſcheinlich klar, denn ſie betonen als Vorausſetzung 
der Eindeutſchung, daß die Polen wenigſtens dauernd im Bezirke bleiben. 

„Gelingt die dauernde Anſiedelung der Polen nicht, wird die 
dauernde Rückſtrömung nach dem Oſten und der Erſatz der Zurückgekehrten 
durch neuen Zuzug nicht unterbunden, erhält die dezimierte Schlachtlinie 
der Polen durch friſchen Zuzug, der ſich in die Lücken einſchiebt, ſtets neue 
Widerſtandskraft, ſo wird das Deutſchtum Sorge tragen müſſen, unter 
Anwendung ſtarker Mittel den Kampf abzukürzen. Es wird nicht 
genügen, die allzu üppig emporſchießenden Schößlinge des Unkrautes 
Propaganda polonica sive antigermanica wegzuſchneiden, ſondern ganze 
Arbeit muß gethan werden. Das Pflänzlein muß aus dem Boden heraus⸗ 
geriſſen werden, aus welchem es ſeine Kräfte ſaugt.“ 

Iſt es denn den Verfaſſern ganz entgangen, daß ſie hier für die 
Induſtrie ganz genau diejelbe Forderung dauernder Nieder- 
laſſung polniſcher Arbeiter erheben, deren Berechtigung ſie 
der Landwirtſchaft bezüglich der ausländiſchen Arbeiter be- 
ſtreiten? Die Forderung iſt aber falſch in dem einen wie im 
anderen Falle und vom nurdeutſchen Standpunkte aus durchaus 
zu verwerfen! Muß man ſchon zugeben, daß zur Zeit die Landwirtſchaft 
die ausländiſchen Arbeiter gar nicht entbehren kann, ſo iſt doch deren 
gänzliche Ausſchließung anzuſtreben. Selbſtverſtändlich kann dies aber nur 
geſchehen, wenn die Geſetzgebung zuvor die Axt an die Wurzel legt und 
im Weſten „den Erſatz der Zurückgekehrten durch neuen Zuzug unterbindet.“ 

Wer ſich jemals mit den großen Fragen der Völkergeſchicke beſchäftigt 
hat, weiß, daß ein Volk nicht wächſt, ja ſich nicht einmal in ſeinem Beſtande 
erhalten kann ohne Vermehrung ſeines Bodens. Mit Recht ſagte Skobelew: 
„der Raum iſt die Zukunft.“ Die Beſchränkung des Polentums auf 
ſeine urſprünglichen Grenzen iſt daher eine ganz unerläßliche Forderung 
im deutſchen Belangen. Hand in Hand damit muß die Zurückdrängung 
der Landflucht auch der deutſchen Arbeiter gehen. 

Wie das durch vernünftige Wohlfahrtspflege auf dem Lande, durch 
Reform unſeres Heimatrechtes und grundſätzliche Aenderung der Verwaltungs⸗ 
praxis, durch Bekämpfung des Kontraktbruches und Geſinde-Vermittler⸗ 
unweſens, durch möglichſte Rückkehr zur Naturallöhnung der Arbeiter und 
Schaffung kleinen Eigentums, namentlich im Arbeits⸗Pachtverhältniſſe, mit 
einem Worte durch eine auf allen Gebieten planmäßige Leitung der 
Binnenwanderung und zielbewußte Beſiedelungs-Politik ge⸗ 
ſchehen kann oder doch könnte, das iſt heute allen klar, die ſich ernſthaft 
mit dieſem wichtigſten nationalpolitiſchen und ſozialen Fragenſtoffe be⸗ 
ſchäftigt haben. 

Nicht an der Erkenntnis der Mittel fehlt es, ſondern — hier wie 
auf allen Gebieten des deutſchen Lebens — an dem Willen, dem feſten, 
entſchloſſenen Willen zum planmäßigen Aufbau des nationalen Staates. 
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